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Hintergrund 

Ausgangspunkt für die Studie ist die Annahme, dass die sprachliche und kulturelle Vielfalt einen großen 
Reichtum und eine große Stärke der Europäischen Union und Europas insgesamt bildet. Diese Vielfalt findet 
nicht nur in den 36 Amtssprachen Europas ihren Ausdruck, sondern auch und insbesondere in mindestens 69 
(staatenlosen) Minderheitensprachen. Die Europäische Union zählt dabei 25 Amtssprachen (darunter 
Luxemburgisch als Amtssprache in Luxemburg, aber nicht auf der Ebene der EU) und mindestens 21 
(staatenlose) Minderheitensprachen. In Europa gibt es 50 Titularnationen und mindestens 362 Minderheiten 
und in der Europäischen Union 29 Titularnationen und mindestens 158 Minderheiten. Diese 158 nationalen 
Minderheiten machen nur 7 % der EU-Bevölkerung aus und bilden also tatsächlich eine Minderheit. Sie 
entsprechen jedoch 89 % der kulturellen und sprachlichen Vielfalt in der EU. Wenn die Förderung der 
kulturellen und sprachlichen Vielfalt Europas erfolgreich sein soll, müssen dabei auch nationale, autochthone 
Minderheiten und ihre Minderheitensprachen gefördert werden. Deshalb sind Fördermaßnahmen für den 
Gebrauch dieser Sprachen erforderlich.  

Für eine konstruktive Sprachenpolitik werden zudem verlässliche Daten über den Zustand der zu schützenden 
und zu fördernden Sprache bzw. Sprachgruppe benötigt. In vielen Fällen sind entsprechende Daten nicht 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/751273/IPOL_STU(2023)751273_EN.pdf 

ABRISS 

In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des PETI-Ausschusses in Auftrag gegeben wurde, wird 
der Zusammenhang zwischen dem Schutz der sprachlichen und kulturellen Vielfalt Europas und 
dem Schutz und der Förderung europäischer Minderheitensprachen und minorisierter Sprachen 
in Europa untersucht. 

Die Lage der europäischen Minderheitensprachen und minorisierten Sprachen kann als Indikator 
für den aktuellen Stand der sprachlichen und kulturellen Vielfalt Europas betrachtet werden. Die 
verfügbaren Daten zeigen, dass bei mehr als zwei Dritteln der sprachlichen Minderheiten in der 
Europäischen Union in den vergangenen Jahrzehnten (1991-2011) ein erheblicher Rückgang zu 
verzeichnen ist. Auf gesamteuropäischer Ebene ist im selben Zeitraum bei zwei Dritteln der 
Minderheiten ebenfalls ein rückläufiger Trend zu beobachten. Es ist davon auszugehen, dass das 
auch für die Verwendung der von diesen Minderheiten gesprochenen Sprachen gilt. 

 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/751273/IPOL_STU(2023)751273_EN.pdf
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verfügbar. Dort, wo sie es sind, weisen sie häufig auf den Rückgang der Minderheit hin, der 
höchstwahrscheinlich auch mit einem Niedergang der entsprechenden Minderheitensprache einhergeht.  

Allerdings gibt es auch Minderheitensprachen, die stärker werden, insbesondere in der EU. Daher müssen die 
Bedingungen aufgezeigt werden, die eine solche Entwicklung ermöglichen, und es muss ermittelt werden, wie 
sich diese günstigen Bedingungen auch auf andere Minderheitensprachen übertragen lassen. 

Wichtigste Ergebnisse 

Auf der Grundlage einer Analyse der verfügbaren Daten über Minderheiten und ihre Sprachen in der EU und in 
Europa, die als Kernstück des sprachlichen und kulturellen Reichtums Europas angesehen werden, kommt die 
Studie zu den nachstehenden drei Hauptergebnissen: 

• Obwohl ein zahlenbasierter Ansatz mit der Definition einer (sprachlichen) Minderheit untrennbar 
verbunden ist, verzichten viele europäische Staaten darauf, die entsprechenden Minderheiten zu 
erfassen und Statistiken als Grundlage heranzuziehen. Oftmals mangelt es also an einer soliden 
empirischen Basis für eine fundierte Politik mit Blick auf sprachliche Minderheiten.  

• Auch wenn die Datenlage schwierig ist, zeigen mehrere Indikatoren, dass bei mehr als zwei Dritteln der 
Minderheiten in der EU (und auch auf gesamteuropäischer Ebene) in den letzten vier Jahrzehnten ein 
spürbarer Rückgang zu verzeichnen ist. Bei den von diesen Minderheiten gesprochenen Sprachen 
muss ebenfalls von einem Schwund ausgegangen werden. 

• Einige Minderheiten in der EU und in Europa verzeichnen jedoch ein Wachstum. Aus den 
wachstumsfördernden Voraussetzungen, wie eine spezielle Autonomie zusammen mit einem 
entsprechenden politischen, wirtschaftlichen und sprachlichen Rahmenbedingungen (etwa das 
Vorhandensein einer Standardform), lassen sich Strategien für eine wirksame Förderung von 
Minderheiten und Minderheitensprachen ableiten.  

Genau dieser letzte Punkt – dass der Niedergang der Minderheitensprachen nicht unaufhaltbar ist, sondern 
durch geeignete Maßnahmen und Rahmenbedingungen gestoppt und sogar umgekehrt werden kann – bildet 
den Ausgangspunkt für die in dieser Studie formulierten Empfehlungen. Gemäß dem geltenden Rechtsrahmen 
der Europäischen Union obliegt es in erster Linie den Mitgliedstaaten der EU, Maßnahmen umzusetzen, die der 
Verbesserung der Verwendung von Minderheitensprachen dienen. Die Europäische Union kann allerdings eine 
Reihe indirekter Maßnahmen ergreifen, um Minderheiten und Minderheitensprachen zu unterstützen. Diese 
sollten sowohl von der EU als auch von den Minderheiten verstärkt genutzt werden. Dabei handelt es sich um 
Programme zur Förderung von Sprachen und Kulturen, Beschäftigung und sozialer Integration, 
Regionalisierung und grenzübergreifender Zusammenarbeit. Das setzt jedoch voraus, dass den 
Interessenverbänden der sprachlichen Minderheiten rechtlich die Möglichkeit eingeräumt wird, Zugang zu 
diesen Programmen zu erhalten, gegebenenfalls durch den Erlass neuer Vorschriften. Außerdem sollten sie bei 
Bedarf eingehende Beratung zur Einreichung von Anträgen und Verwaltung von Mitteln erhalten. 

Wichtigste Empfehlungen  

Die wichtigsten Empfehlungen dieser Studie lassen sich dem Appell zusammenfassen, dass das EU-Motto „In 
Vielfalt geeint“ mit Leben gefüllt werden muss. Als Basis dienen drei Postulate, die als allgemeingültig 
angesehen werden können:  

• Minderheitensprachen brauchen Sprecher, andernfalls gehen sie unter.  

• Damit Minderheitensprachen weiterhin gesprochen werden, muss es in erster Linie möglich sein, in 
den jeweiligen Minderheitengebieten zu leben und Kinder (d. h. neue Sprecher) zu erziehen. Das setzt 
voraus, dass ein gewisser Lebensstandard in den Minderheitengebieten sichergestellt wird, auch um 
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eine massive Abwanderung aus diesen Gebieten zu verhindern. Wenn die Minderheitensprachen keine 
Sprecher haben, sind auch Rechte für diese Sprachen bedeutungslos. Die Menschen, die in Gebiete mit 
Minderheiten ziehen, sollten auch sprachlich integriert werden bzw. die Möglichkeit dazu erhalten.  

• Die vergleichende Analyse der gegenwärtigen Situation der Minderheiten in der EU und in Europa 
zeigt, dass sich die Gewährung einer hinlänglichen Autonomie für die Erhaltung einer 
Minderheitengemeinschaft als besonders wirksam erwiesen hat. 

Die Studie formuliert daher die folgenden Empfehlungen für die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten:  

• Das Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten, die Europäische Charta der Regional- 
oder Minderheitensprachen sowie mehrere Berichte und Entschließungen des Europäischen Parlaments 
(Bericht über die vom Aussterben bedrohten europäischen Sprachen und die Sprachenvielfalt in der 
Europäischen Union von 2013, Entschließung zu vom Aussterben bedrohten europäischen Sprachen und 
die Sprachenvielfalt in der Europäischen Union von 2013, Entschließung zum Schutz und zur 
Nichtdiskriminierung von Minderheiten in den Mitgliedstaaten der EU von 2018) enthalten zahlreiche 
Bestimmungen, die für das Ziel der Wahrung der sprachlichen und kulturellen Vielfalt Europas hilfreich 
sind. Die Mitgliedstaaten der EU sollten ermutigt werden, sie zu ratifizieren (sofern vorgesehen) und 
vollständig umzusetzen. 

• Es sollten Wege gefunden werden, um möglichst genaue Informationen über die Anzahl der Sprecher 
von Minderheitensprachen und ihre Sprachkompetenz in der jeweiligen Sprache zu erhalten. 
Maßnahmen zur Erhaltung einer Sprache erfordern Wissen über dieses Grundkriterium ihrer 
Lebendigkeit. Umfragen unter Wahrung der Anonymität sind durchaus möglich und durchführbar, wie 
der konkrete Fall Südtirols zeigt. 

• Erfahrungsgemäß tragen verschiedene Formen von kultureller oder territorialer Autonomie, die darauf 
abzielen, bestimmte grundlegende Bedürfnisse der Minderheitengruppe zu befriedigen, besonders 
wirksam zur Erhaltung von Minderheitensprachen bei. 

• Die Menschen, die seit Langem in einem Minderheitengebiet wohnen oder sich dort gerade 
niedergelassen haben, müssen die Möglichkeit erhalten, die Minderheitensprache zu erlernen. Hierbei 
können sich spezielle Kurse, die aus öffentlichen Mitteln finanziert werden, als nützlich erweisen. Die 
EU-Agenturen sollten einen Beitrag zu diesen Kursen leisten und ihre Investitionen auch unter 
Berücksichtigung der Frage planen, in welchem Maß die einzelnen Sprachen vom Aussterben bedroht 
sind. 

• Die Familie ist nach wie vor der wichtigste Weg, Minderheitensprachen als Muttersprache zu 
vermitteln. Die Eltern müssen mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln unterstützt werden und 
entsprechende Anreize erhalten, damit sie diese Aufgabe erfüllen. 

• Die Rolle der Familien muss von den Bildungseinrichtungen unterstützt, fortgeführt und sogar 
übernommen werden, wenn die Sprache nicht mehr in der Familie weitergegeben wird. Die 
Minderheitensprachen sollten – auch in ihrer formellen und schriftlichen Form – in den Schulen 
unterrichtet werden, die die jeweiligen Minderheiten besuchen. Der Unterricht in einer 
Minderheitensprache in einem Siedlungsgebiet einer Minderheit sollte für alle Schülerinnen und 
Schüler obligatorisch sein, unabhängig davon, ob sie aus einer entsprechenden Familie stammen oder 
nicht.  

• Die sichtbare Zweisprachigkeit bei Ortsbezeichnungen und öffentlichen Hinweisschildern jeglicher Art 
sollte gefördert werden, da sie für viele den ersten Kontakt mit der Minderheitensprache und eine 
mögliche Heranführung an diese Sprache darstellen dürfte. 
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• Die Europäische Union sollte sich für die Präsenz von Minderheitensprachen in digitalen Systemen 
einsetzen. Angesichts der Bedeutung und Relevanz dieser Systeme muss das Fehlen eines 
minderheitensprachlichen Angebots mit einer Beeinträchtigung des Grundrechts, sich in der eigenen 
Muttersprache auszudrücken, gleichgesetzt werden. 

• Die Minderheitensprachen sollten in möglichst vielen Bereichen des täglichen Lebens – von der 
Verwaltung bis hin zu den Medien – verwendet werden. Das ist nur möglich, wenn eine standardisierte 
Form zumindest für den schriftlichen Gebrauch vorhanden ist, und erfordert ein gewisses Maß an 
sprachlicher Ausdifferenzierung. Die Europäische Union sollte die Bemühungen um die Verwirklichung 
dieser Voraussetzungen im Bereich der Normierung und Ausdifferenzierung unterstützen. Sie sollte 
zudem die Ziele der Dekade der indigenen Sprachen der UNESCO (2022-2032) im Rahmen einer 
ähnlichen Initiative übernehmen und konkret fördern. 

• Minderheitensprachen benötigen, nicht anders als Amtssprachen, eine grundlegende Infrastruktur: 
umfassende Wörterbücher, Schulgrammatiken und einen Textkorpus. Für Minderheitensprachen sind 
diese Hilfsmittel nicht ohne Weiteres verfügbar. Die EU-Programme sollten den Aufbau dieser 
Infrastruktur in koordinierterer Weise unterstützen, wobei diese Infrastruktur als strategisches Ziel der 
Sprachpolitik der EU zu betrachten ist.  

• Eine zukunftsorientierte Sprachenpolitik darf nicht nur auf die (museale) Bewahrung des Bestehenden 
abzielen, sie muss auch auf den Erhalt des Gebrauchswerts einer Sprache ausgerichtet sein. Hierfür ist 
in den meisten Fällen eine Ausdifferenzierung der Sprache erforderlich. Diese ist dann besonders 
erfolgreich, wenn sie zur Schaffung einer reproduzierbaren und vermittelbaren Standardvariante führt. 
Die Ausarbeitung solcher Standardvarianten sollte Bestandteil der europäischen Sprachenpolitik sein. 

Minderheitensprachen und minorisierte Sprachen – die den Großteil des sprachlichen und kulturellen 
Reichtums der EU und Europas ausmachen – befinden sich heute mehr denn je an einem Scheideweg. Der 
radikale Wandel ihres wirtschaftlichen und sozialen Umfelds, die zunehmende Mobilität und die überbordende 
Globalisierung haben das herkömmliche Umfeld, in dem eine Minderheitensprache bzw. eine minorisierte 
Sprache weitergegeben wurde, grundlegend verändert. In dieser gewandelten Welt haben diese Sprachen nur 
dann eine Zukunft, wenn die Motivation für ihren Gebrauch und ihre Weitergabe neu und anders verstanden 
wird. Diese neue Motivation liegt in dem Mehrwert, den die Kenntnis einer Minderheitensprache bzw. einer 
minorisierten Sprache mit sich bringt. Dieser Mehrwert findet sich zum einen in den individuellen Vorteilen der 
Mehrsprachigkeit, was den Eigenwert der Sprache als Träger von Kultur und Identität und einen monetären 
Wert einschließt, der im Zusammenspiel mit anderen Menschen etwa auf dem Arbeitsmarkt erzielt wird. Und 
zum anderen ergibt sich der Mehrwert aus sozialen Vorteilen, da die Mehrsprachigkeit ganze Wirtschaftszweige 
belebt, z. B. in der Bildung, in der Kultur- und Kreativwirtschaft, im Tourismus und in der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit. Diese können nicht ohne Weiteres in andere Regionen oder Gebiete der Welt ausgelagert 
werden, weil sie an eine bestimmte Sprachenkombination gebunden sind.  

Letztlich stellt die Mehrsprachigkeit – zu der die Minderheitensprachen in erheblichem Maße beitragen – einen 
Wert an sich dar, hat also einen eigenständigen Wert. Mehrsprachigkeit und sprachliche Vielfalt sind durchaus 
mit der Vielfalt in Flora und Fauna oder mit der Diversifizierung in der Landwirtschaft, der Industrie und dem 
tertiären Sektor vergleichbar, wo einhellig die Auffassung vertreten wird, dass eine Verringerung der Diversität 
zu einer tristen Monokultur führen würde. Eine sprachliche und kulturelle Monokultur ist ebenso schädlich wie 
eine Monokultur in allen anderen Bereichen. Eine Parallele drängt sich daher auf: So wie Europa versucht, 
Monokulturen oder Monopolsituationen in allen anderen Bereichen durch gesetzliche Bestimmungen oder 
Sondermaßnahmen zu verhindern, sollte es dies auch für Sprache und Kultur tun. Somit sollte die Wahrung der 
sprachlichen und kulturellen Vielfalt ein allgemeines europäisches Anliegen sein.  

Wie im Bereich des Umwelt- oder Klimaschutzes müssen die Europäische Union und Europa nun also auch mit 
Blick auf den Schutz der sprachlichen und kulturellen Vielfalt einen Paradigmenwechsel vollziehen. Ebenso wie 
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der Schutz der Umwelt oder des Klimas ist auch der Schutz der sprachlichen Vielfalt mit Kosten verbunden. 
Begegnet man der gegenwärtigen Entwicklung mit einer gewissen Indifferenz, lässt sich jedoch unschwer 
absehen, dass Europa noch vor den drohenden Klimakatastrophen eine sprachliche und kulturelle Verödung 
erleiden wird. 
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